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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz 
und das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz geändert werden - Begutachtung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen übermittelt den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das 
Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz geändert werden, mit dem Ersuchen um 
Kenntnisnahme und allfällige Stellungnahme bis längstens 
 

19. Mai 2017. 
 
Es wird ersucht, die Stellungnahme an das Bundesministerium für Gesundheit und 
Frauen elektronisch an folgende E-Mail-Adresse zu übermitteln: 
 

vera.pribitzer@bmgf.gv.at 
 
Der Entschließung des Nationalrates anlässlich der Verabschiedung des 
Geschäftsordnungsgesetzes, BGBl. Nr. 178/1961, entsprechend, werden die 
begutachtenden Stellen ersucht, die Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates 
zu übermitteln, und zwar – bei Vorhandensein der technischen Möglichkeit hierzu – 
im Wege elektronischer Post an die Adresse 
 

begutachtungsverfahren@parlament.gv.at 
 
und davon in der Stellungnahme Mitteilung zu machen. 
 
Die Landeskammern der gesetzlichen Interessenvertretungen werden ersucht, die 
Stellungnahme unmittelbar der jeweiligen Bundeskammer zu übermitteln. 
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Die Sozialversicherungsträger werden ersucht, die Stellungnahme unmittelbar dem 
Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger zu übermitteln. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass dieses Begutachtungsverfahren auch als Befassung 
gemäß Art. 1 Abs. 1 und 4 der Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und 
den Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen 
Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, BGBl. I Nr. 35/1999, anzusehen ist. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
Für die Bundesministerin: 

i.V. Dr. Ulrike Windischhofer 
 
 

Beilagen: 4 
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